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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. Juli 1954 

7 - 80601 - 1375/54 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Zweite Abkommen 
vom 31. Oktober 1953 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über 
Arbeitslosenversicherung 

nebst Text des Zweiten Abkommens und Begründung mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 126. Sitzung am 16. Juli 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ge- 
setzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Onidt: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon .*?551 



Entwurf eines Gesetzes 

Über das Zweite Abkommen vom 31, Oktober 1953 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 


Artikel 1 

Dem in Nürnberg am 31. Oktober 1953 
Unterzeichneten Zweiten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
publik Österreich über Arbeitslosenversiche- 
rung wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Das Abkommen wird nachstehend mit Ge- 
setzeskraft veröffentlicht. Der Tag, an dem 
das Abkommen gemäß seinem Artikel 5 in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Zweites Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über Arbeitslosenversicherung 


Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident 
der Republik Österreich 
sind übereingekommen, das Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Arbeitslosenversicherung vom 19. Mai 1951 (Erstes 
Abkommen über Arbeitslosenversicherung) zu ergänzen 
und zu ändern und zu diesem Zweck ein Zweites Abkom- 
men zu schließen. Sie haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Rudolf Petz, 

Ministerialdirektor im Bundesministerium für Arbeit, Bonn, 
Herrn Hans-Richard H i r s c h f e 1 d , 
Generalkonsul, Auswärtiges Amt, Bonn; 

der Bundespräsident der Republik Österreich; 

Herrn Dr. Josef Hammerl, 

Sektionschef 

im Bundesministerium für soziale Verwaltung, Wien, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten nachstehende Bestimmungen 
vereinbart haben: 

Artikel 1 

Einbeziehung des Landes Berlin 

(1) Das Abkommen über Arbeitslosenversicherung vom 
19. Mai 1951 (Erstes Abkommen über Arbeitslosenver- 
sicherung) sowie die Vereinbarungen zu seiner Ergänzung, 
Abänderung und Durchführung gelten auch für das Land 
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Bundesregierung der Republik 
Österreich innerhalb von drei Monaten nach dem Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden zu diesem 
Abkommen eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

(2) Bei Anwendung der Abkommen und der zu ihrer 
Ergänzung, Abänderung und Durchführung geschlossenen 
Vereinbarungen gelten Bezugnahmen auf die Bundes- 
republik Deutschland auch als Bezugnahmen auf das Land 
Berlin. 

Artikel 2 

Abänderung des Ersten Abkommens 

1. Dem Artikel 3 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Auf die Bezugsdauer sind die Zeiten anzurech- 
nen, für die im anderen Vertragsstaat bereits Leistun- 
gen auf Grund der letzten Anwartschaft gewährt wur- 
den. Dies gilt auch für die Zeiten, für die wegen 


Arbeitsunwiliigkeit oder schuldhafter Versäumnis der 
vorgeschriebenen Meldungen eine Arbeitslosenunter- 
stützung (Arbeitslosengeld) nicht gewährt wurde, so- 
weit hierdurch die Bezugsdauer verkürzt worden ist." 

2. Im Artikel 5 entfällt der zweite Satz. 

3. Dem Artikel 7 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn der 
Arbeitslose in seinen Heimatstaat zurückkehren will." 

4. Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Artikel 3 Absatz 3 findet Anwendung." 

Artikel 3 

Krankenversicherung der Arbeitslosen 

Artikel 11 des Ersten Deutsch-Österreichischen Abkom- 
mens über Sozialversicherung vom 21. April 1951 in der 
Fassung des Zweiteri Deutsch-Österreichischen Abkom- 
mens über Sozialversicherung vom 11. Juli 1953 findet auch 
auf Empfänger von Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
(Notstandshilfe) Anwendung. 

Artikel 4 

Vertragsdauer 

Die Vertragsdauer dieses Abkommens richtet sich nach 
der Vertragsdauer des Ersten Abkommens über Arbeits- 
losenversicherung. 

Artikel 5 

Ratifizierung und Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des nach 
dem Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden 
beginnenden Monats in Kraft. 

Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Nürnberg am 31. Oktober 1953. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten dieses 
Abkommen mit ihren Unterschriften und ihren Siegeln 
versehen. 

Für die Für die 

Bundesrepublik Deutschland Republik Österreich 

gezeichnet: gezeichnet: 

Petz Dr. Hammerl 

Hans-R. Hirschfeld 
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Begründung 


Zwischen einer Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land und einer Delegation der Republik Österreich haben 
in Nürnberg in der Zeit vom 28. Oktober 1953 bis 31. Ok- 
tober 1953 Verhandlungen über den Abschluß eines 
Zweiten Abkommens über Arbeitslosenversicherung 
stattgefunden, die am 31. Oktober 1953 zur Unterzeich- 
nung des Abkommens geführt haben. 

Vorbemerkungen: 

Das am 19. Mai 1951 in Innsbruck abgeschlossene Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Arbeitslosenversicherung 
(„Erstes Abkommen"), dem durch Gesetz vom 28. Juli 1952 
(BGBl. II S. 612) für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland Gesetzeskraft verliehen wurde, ist nach der 
Bekanntmachung über die Ratifikation des Abkommens 
vom 30. Dezember 1952 (BGBl. II 1953 S. 14) am 1. Januar 
1953 in Kraft getreten. 

Durch Ziff. 2 des Schlußprotokolls zum Ersten Abkommen 
war die Einbeziehung des Landes Berlin einer Zusatzver- 
einbarung der beiden Vertragsstaaten im Einvernehmen 
mit dem Senat des Landes Berlin Vorbehalten worden, da 
die durch die Besatzung bedingten staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse in Österreich die sofortige Einbeziehung des Lan- 
des Berlin damals nicht gestatteten. Nachdem die Hin- 
derungsgründe entfallen sind, ist durch das Zweite 
Abkommen u. a. die Einbeziehung des Landes Berlin in 
den Geltungsbereich des Ersten Abkommens geregelt 
worden. 

Darüber hinaus hat sich aus der Anwendung des Ersten 
Abkommens die Notwendigkeit ergeben, einige Bestim- 
mungen dieses Abkommens zu ändern oder zu ergänzen. 
Das vorliegende Abkommen hat daher auch insoweit die 
Änderung und Ergänzung der fraglichen Vereinbarungen 
des Ersten Abkommens zum Inhalt. 

Zu Artikel 1 

(Einbeziehung des Landes Berlin): 

Artikel 1 sieht die Erstreckung des Geltungsbereiches des 
Ersten Abkommens sowie der Vereinbarungen zu seiner 
Ergänzung, Abänderung und Durchführung auf das Land 
Berlin vor, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung der Republik Öster- 
reich innerhalb von drei Monaten nach dem Tage des 
Austausches der Ratifikationsurkunden zum vorliegenden 
Zweiten Abkommen eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Der Senat des Landes Berlin und die Alliierte Komman- 
dantur haben sich mit der Einbeziehunf Berlins bereits 
einverstanden erklärt. Nach Verkündung dieses Gesetzes 
wird Berlin ein entsprechendes Anwendunasgesetz er- 
lassen. 

Zu Artikel 2 

(Abänderung des Ersten Abkommens): 

Zu Ziff. 1: 

In Artikel 7 Abs. 2 des Ersten Abkommens war die An- 
rechnung von Zeiten des Leistungsbezuges im anderen 
Vertragsstaate auf die Bezugsdauer nur bei solchen 
Arbeitslosen vorgesehen, die während des Unterstützungs- 
bezuges bzw. nach der Arbeitslosmeldung in den anderen 
Vertragsstaat übersiedeln. Es wurden nicht die Fälle er- 
faßt, in denen Personen ohne Arbeitslosmeldung in den 
anderen Vertragsstaat zur Aufnahme einer Beschäftigung 
übersiedeln, nach kurzer Zeit arbeitslos werden und eine 
Anwartschaft nur unter Einbeziehung einer im ersten Ver- 
tragsstaat schon zurückgelegten anwartschaftsbegründen- 
den Beschäftigung nachweisen können. Soweit in solchen 
Fällen schon ein Teil der Bezugsdauer zwischen zwei 
Beschäftigungsverhältnissen im anderen Vertragsstaat 
verbraucht war, fand sich im Ersten Abkommen keine 
Handhabe zur Anrechnung der Zeiten dieses Leistlings- 
bezuges auf die Gesamtunterstützungsdauer in dem 


Staate, in dem das letzte (kurzfristige) Beschäftigungs- 
verhältnis ausgeübt wurde und der Unterstützungs- 
anspruch nunmehr geltend gemacht wird. 

Diese Lücke wird dadurch geschlossen, daß die Vorschrift 
des Artikels 7 Abs. 2 des Ersten Abkommens systematisch 
richtig als Absatz 3 in Artikel 3 übernommen wird, in 
dem der Leistungsanspruch aus der Arbeitslosenver- 
sicherung grundsätzlich geregelt wird. 

Satz 2 des neuen Absatzes 3 zu Artikel 3 des Ersten Ab- 
kommens stellt sicher, daß entsprechend dem Recht der 
Arbeitslosenversicherung in den beiden Vertragsstaaten 
auch solche Zeiten des Nichtbezuges der Arbeitslosen- 
unterstützung, die dennoch nach dem Grunde des Lei- 
stungsausschlusses auf die Bezugsdauer anzurechnen 
sind (Sperrfristen wegen Arbeitsunwilligkeit, Zeiten des 
Meldeversäumnisses) auch bei Festsetzung der Bezugs- 
dauer im anderen Vertragsstaate berücksichtigt werden. 

Zu Z i f f . 2 : 

Artikel 5 Satz 2 des Ersten Abkommens macht die Gewäh- 
rung der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung (in Österreich: 
Notstandshilfe) von Voraussetzungen abhängig, die in den 
Vertragsstaaten, insbesondere im Gebiet der Bundes- 
republik, eine vom Grundsatz der Gleichstellung ab- 
weichende Behandlung der Angehörigen des anderen Ver- 
tragsstaates zur Folge hatten. Durch Artikel 2 Ziff. 2 des 
vorliegenden Abkommens wird daher Artikel 5 Satz 2 des 
Ersten Abkommens gestrichen und die Gleichstellung der 
Angehörigen der Vertragsstaaten auch insoweit her- 
gestellt. 

Zu Ziff. 3: 

Die Ergänzung des Artikels 7 Abs. 1 des Ersten Abkom- 
mens durch den Satz: 

„Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn der 
Arbeitslose in seinen Heimatstaat zurückkehren will" 
bedeutet lediglich den Verzicht auf eine überflüssige For- 
malität, da die Verweigerung der Rückkehr in den Heimat- 
staat bei Eintritt von Arbeitslosigkeit in aller Regel eine 
unbillige Härte bedeuten würde und nach Ziff. 6 des 
Schlußprotokolls zum Ersten Abkommen die Zustimmung 
ohnehin erteilt werden muß. 

Zu Ziff. 4: 

Die Neufassung des Artikels 7 Abs. 2 des Ersten Abkom- 
mens ergibt sich aus der Übernahme der bisherigen Vor- 
schrift in die umfassendere Regelung unter Artikel 3 
Abs. 3 nach Artikel 2 Ziff. 1 des vorliegenden Abkommens. 

Zu Artikel 3 

(Krankenversicherung der Arbeitslosen): 

Durch Artikel 3 werden die in Artikel 11 des Ersten 
deutsch-österreichischen Abkommens über Sozialversiche- 
rung vom 21. April 1951 in der Fassung des Zweiten Ab- 
kommens über Sozialversicherung vom 11, Juli 1953 ent- 
haltenen Vorschriften über die Krankenversicherung der 
Empfänger von Leistungen aus der Arbeitslosenversiche- 
rung auf die dort nicht genannten Empfänger von Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung (Notstandshilfe) ausdrücklich 
erstreckt. 

Zu Artikel 4 
(Vertragsdauer): 

Artikel 4 bestimmt, daß die Vertragsdauer des vorliegen- 
den Abkommens sich nach der Vertragsdauer des Ersten 
Abkommens richtet. 

Zu Artikel 5 

(Inkrafttreten und Ratifizierung): 

Artikel 5 enthält die üblichen Vorschriften über Inkraft- 
treten und Ratifizierung, 
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